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Hansestadt Stendal   Mitteilungsvorlage Datum: 13.11.2017 

Amt: 30 - Rechtsamt Drucksachennummer: Öffentlichkeitsstatus: 
öffentlich 

Az.: 30-30.01-2014.06 VI/104/2  

TOP: Überprüfung der Ortschaftsratsmitglieder auf eine eventuelle Zusammenarbeit mit dem 
früheren Staatssicherheitsdienst 
 

Auswirkungen auf die Ortschaften der Hansestadt Stendal: 

Belange der Ortschaften werden berührt. X ja  nein 

Die betroffenen Ortschaftsräte werden angehört. X ja  nein 

Das Zweitbeschlussverlangen kann geltend gemacht werden.  ja X nein 

 
 

Beratungsfolge: Beratungsergebnis: 

Stadtrat am: 04.12.2017  

Ortschaftsrat Möringen am: 08.01.2018  

Ortschaftsrat Nahrstedt am: 08.01.2018  

Ortschaftsrat Wittenmoor am: 08.01.2018  

Ortschaftsrat Borstel am: 10.01.2018  

Ortschaftsrat Dahlen am: 10.01.2018  

Ortschaftsrat Uchtspringe am: 10.01.2018  

Ortschaftsrat Uenglingen am: 10.01.2018  

Ortschaftsrat Vinzelberg am: 10.01.2018  

Ortschaftsrat Buchholz am: 11.01.2018  

Ortschaftsrat Groß Schwechten am: 11.01.2018  

Ortschaftsrat Heeren am: 11.01.2018  

Ortschaftsrat Staffelde am: 11.01.2018  

 
 

Finanzielle Auswirkungen: 

Finanzierung  ja Gesamtbetrag:  Euro X nein 

Wenn ja Produktkonto Betrag 

Produktkonto (Ermächtigung)   Euro 

 Ergebnisplan    

 Mehr-,  Minderaufwendungen   Euro 

 Mehr-,  Mindererträge   Euro 

 Finanzplan    

 Mehr-,  Minderausgaben   Euro 

 Mehr-,  Mindereinnahmen   Euro 

 

Folgekosten: X nein 

  ja Gesamtbetrag  Euro 

  jährlich Betrag  Euro ab Jahr  

  einmalig Betrag  Euro im Jahr  

Sichtvermerk der 
Kämmerin: 

 

 
 
 
Begründung: 
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Am 15.12.2015 hat der Stadtrat beschlossen, im Einvernehmen mit dem jeweiligen 
Ortschaftsrat die Mitglieder der Ortschaftsräte 

 Borstel, 

 Buchholz, 

 Dahlen, 

 Groß Schwechten, 

 Heeren, 

 Möringen, 

 Nahrstedt, 

 Staffelde, 

 Uchtspringe, 

 Uenglingen, 

 Vinzelberg und 

 Wittenmoor 
mit ihrer Kenntnis auf eine hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit für den 
Staatssicherheitsdienst der DDR überprüfen zu lassen, auch soweit eine solche Überprüfung 
in der Vergangenheit bereits stattgefunden hat. Auf die entsprechende Anfrage für diejenigen 
Ortschaftsratsmitglieder, die die altersmäßigen Voraussetzungen einer Überprüfung erfüllten, 
teilte der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR nunmehr unter Berufung auf die Rechtsprechung des OVG Berlin mit, dass 
– entgegen der seinerzeitigen Auskunft der Landesbeauftragten - eine Überprüfung von 
Ortschaftsratsmitgliedern nicht mehr generell, sondern nur noch in Betracht komme, soweit 
diese gleichzeitig Ortsbürgermeister/innen seien. Dies trifft lediglich auf 5 der zu 
überprüfenden Ortschaftsratsmitglieder zu. Die Auskünfte hierzu stehen noch aus. 
 
 
 
 
Reiner Instenberg 
Vorsitzender des Sonderausschusses 
 
Klaus Schmotz 
Oberbürgermeister 
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